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Ein kühnes Vorhaben
Die Europäische Kommission trifft in ih-
rer Mitteilung an den Rat, das Europäi-
sche Parlament und den Wirtschafts- und
Sozialausschuss1 im Wesentlichen zwei
Feststellungen.
• Erstens: Die Unterschiede der effektiven
Steuersätze in den einzelnen Mitglied-
staaten der EU sind gewaltig. Z.B. be-
trägt die »Schwankungsbreite der in-
ländischen effektiven Körperschaftsteu-
ersätze ... im Falle einer Grenzinvestition
etwa 37 Prozentpunkte (von – 4,1% bis
33,2%) und im Falle einer Investition mit
höherer Rendite etwa 30 Prozentpunk-
te (von 10,5% bis 39,7%)«.2
• Zweitens: Die Ausdehnung der wirt-
schaftlichen Aktivität eines Unterneh-
mens in einen anderen europäischen
Mitgliedstaat ist nach wie vor mit er-
heblichen steuerlichen Problemen ver-
bunden.
Die erstgenannte Tatsache erfordert nach
Ansicht der Kommission keine europäi-
sche Reforminitiative; vielmehr seien steu-
erliche Belastungsunterschiede mit dem
im Maastricht-Vertrag verankerten Subsi-
diaritätsprinzip gerechtfertigt. Demge-
genüber gebiete die zweite Tatsache drin-
gende Reformen, da sie die Funktionsfä-
higkeit des Europäischen Binnenmarkts
behindere. (Die Kommission verweist un-
ter anderem auf die Probleme einer Dop-
pelbesteuerung, z.B. als Folge bilateral
unterschiedlicher Anerkennungen von
Verrechnungspreisen, und der stark ein-
geschränkten Möglichkeiten eines inter-
nationalen Verlustausgleichs.) Dass die
Kommission im Hinblick auf ihre beiden
Feststellungen derart unterschiedliche
Schlussfolgerungen zieht, vermag nicht
ohne weiteres einzuleuchten.
Die Schwierigkeiten der Ausdehnung wirt-
schaftlicher Aktivitäten in andere europä-
ische Mitgliedstaaten manifestieren sich
überwiegend in höheren Steuerbelastun-
gen – und sei es in entsprechenden Ent-
richtungskosten (»Befolgungskosten«).
Nach Ansicht der Kommission gibt es of-
fenbar steuerliche Verzerrungen, die durch
das Subsidiaritätsprinzip gedeckt sind –
nämlich Unterschiede in den nationalen
Steuerbelastungen – und steuerliche Ver-
zerrungen, die sich nicht mit dem Subsi-
diaritätsprinzip rechtfertigen lassen – wie
steuerliche Erschwernisse einer Auslands-
gegenüber einer Inlandsaktivität. Mit an-
deren Worten: von Mitgliedstaat zu Mit-
gliedstaat unterschiedliche effektive Steu-
ersätze sind mit dem Binnenmarkt ver-
einbar; nicht aber grundsätzlich höhere
Belastungen einer grenzüberschreitenden
Aktivität.
Entsprechend richten sich die Lösungs-
vorschläge der Kommission im Wesent-
lichen nicht auf eine Angleichung der ef-
fektiven Steuersätze, sondern auf eine Be-
seitigung der Benachteiligungen grenz-
überschreitender Aktivitäten. Die Kom-
mission schlägt vor, die besonders gra-
vierenden Fälle derartiger Benachteili-
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1 Die folgenden Anmerkungen beziehen sich auf die
»Mitteilung der Kommission an den Rat, das Eu-
ropäische Parlament und den Wirtschafts- und So-
zialausschuss. Ein Binnenmarkt ohne steuerliche
Hindernisse, Strategie zur Schaffung einer konso-
lidierten Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundla-
ge für die grenzüberschreitende Unternehmen-
stätigkeit in der EU« (KOM (2001) 582 endg., vom
23.10.2001).
Bei der Durchführung der Studie wurde die Kom-
mission von zwei Expertengruppen (Panels) un-
terstützt; Panel 1 befasste sich schwerpunktmäßig
mit der Methodik zur Beurteilung der effektiven
Steuersätze; Panel 2 konzentrierte sich auf die noch
bestehenden steuerlichen Hindernisse für das rei-
bungslose Funktionieren des Binnenmarkts, An-
hang »Zusammenfassung der Studie der Dienst-
stellen der Kommission: Unternehmensbesteue-
rung im Binnenmarkt« [SEK (2001) 1681] S. 31.
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gungen zügig zu beseitigen und parallel dazu die Arbeit an
einer allgemeinen, umfassenden Lösung, aufzunehmen.
Während die Praxis sicherlich auf kurzfristig mögliche Lö-
sungen einzelner Probleme drängen dürfte, richtet sich das
wissenschaftliche Interesse vornehmlich auf die umfassen-
de, grundsätzliche Lösung. Dazu einige Anmerkungen: 
Obwohl die Kommission verschiedene Lösungsformen für
eine europäische Körperschaftsbesteuerung zur Diskussion
stellt, wird doch klar, dass ihre Sympathien beim »tradi-
tionellen« Modell liegen, das aus folgenden Kernelementen
besteht:
1. Die Bemessungsgrundlage wird europaweit (oder alter-
nativ: unter den sich an diesem System beteiligenden
Mitgliedstaaten) vereinheitlicht. 
2. Besteuert wird bei allen europäischen Konzernen (Mut-
tergesellschaft mit Sitz in einem Mitgliedstaat) das kon-
solidierte Konzernergebnis, soweit es im Gemein-
schaftsgebiet entstanden ist. 
3. Die konsolidierte Bemessungsgrundlage wird nach be-
stimmten Schlüsseln auf die beteiligten Staaten – das
sind die Staaten, in denen die Konzernbetriebe aktiv sind
– aufgeteilt. 
4. Die Mitgliedstaaten können auf die ihnen jeweils zuge-
rechnete Bemessungsgrundlage national unterschiedli-
che Steuersätze anwenden. 
Mit der Vereinheitlichung der Bemessungsgrundlage wer-
den die europäischen Unternehmen und Steuerverwaltun-
gen erheblich entlastet. Weder müssten – was heute viel-
fach der Fall ist – Betriebsgewinne nach zwei oder mehr
unterschiedlichen nationalen Vorschriften ermittelt werden
noch müssten die Unternehmen bei ihren verschiedenen
internationalen Aktivitäten unterschiedliche Steuergestal-
tungen erwägen. Freilich gilt dies nur, wenn die vereinheit-
lichte Bemessungsgrundlage auch in allen Mitgliedstaaten
(genauer: von allen Finanzämtern) einheitlich festgestellt wird.
Keine Frage, dass sich durch eine Vereinheitlichung der Be-
messungsgrundlage die Steuerbelastung in den verschie-
denen Ländern erheblich verändert und sich insbesondere
dort, wo relativ hohe Steuersätze bei einer engen Bemes-
sungsgrundlage gelten, erhöht. Bereits deswegen dürften
Anpassungen in den Steuersätzen erfolgen. 
Mit der Besteuerung des konsolidierten Konzernergebnis-
ses wird den Unternehmen automatisch ein internationaler
Verlustausgleich gewährt. So sehr dies unter dem Aspekt
der Risikoneutralität der Gewinnbesteuerung zu befürwor-
ten ist: insbesondere wegen der Gewinnzerlegung (s.u.)
kann dies zu dem paradoxen Ergebnis führen, dass einem
Staat ein besonders hohes Gewinnsteueraufkommen (ei-
gentlich: Steuersubstrat) zufällt, in dem – z.B. aufgrund über-
höhter Löhne – dem europäischen Konzern besonders ho-
he Verluste entstehen. Der Verlustausgleich wäre umfas-
sender als nach den in den meisten Mitgliedstaaten heute
geltenden nationalen Regeln, in denen an die steuerliche
Organschaft strenge Anforderungen gestellt werden. Bei
der europäischen Lösung dürfte von besonderer Bedeu-
tung sein, welche Mindestbeteiligungen für die Berück-
sichtigung in der konsolidierten Bilanz vorausgesetzt wer-
den, welche Unternehmen also als dem Konzern zugehö-
rig betrachtet werden und welche Einkünfte als Konzern-
einkünfte gelten.
Die Aufteilung der Bemessungsgrundlage auf die beteilig-
ten Staaten soll nach einer einfachen Zerlegungsregel er-
folgen, wie sie etwa in den USA zwischen den Einzelstaa-
ten angewendet wird. Die Kommission erwägt die Möglich-
keiten der Zerlegung nach dem Betriebsvermögen, der Lohn-
summe oder dem Umsatz (Mehrwertsteuerbemessungs-
grundlage). Die Wahl der Zerlegungsformel dürfte von er-
heblicher Tragweite sein. Tendenziell sollte die Zerlegung
zum Ausdruck bringen, mit welchem Gewicht die einzelnen
Staaten (als Standorte) an der Entstehung des Gesamter-
gebnisses beteiligt sind. Man könnte die Zerlegung inso-
fern als Anwendung eines »stilisierten« Quellenlandprinzips
verstehen, bei dem die Quelle, anders als bei den heutigen
Gepflogenheiten des internationalen Steuerrechts, nicht in
der Betriebsstätte (oder dem Wirken eines ständigen Ver-
treters), sondern eben im national eingesetzten Betriebs-
kapital oder in der nationalen Lohnsumme oder im natio-
nalen Umsatz gesehen wird. 
Es ist aber keine Frage, dass diese Bezugsgrößen den An-
teil der einzelnen Staaten am Gesamtergebnis nur äußerst
grob zum Ausdruck bringen. Insofern könnte man auch die
Meinung vertreten, dass diese Schlüssel ohne tieferen öko-
nomischen Sinn schlicht irgendeiner, aber eben praktikablen
Aufteilung des Steuersubstrats dienen sollen.
Gleichwohl bleibt die Aufteilung nicht ohne ökonomische
Folgen, insbesondere dann, wenn die Staaten jeweils ihre
eigenen Steuersätze auf die ihnen zugeteilte Bemessungs-
grundlage anwenden können. Die Unternehmen werden die
Steuersatzunterschiede beachten und nicht nur insgesamt
Hochsteuerländer ceteris paribus vermeiden, sondern je
nach dem Gewicht, das die einzelnen Elemente (Betriebs-
kapital, Lohnsumme, Umsatz) in der Zerlegungsformel ein-
nehmen, auch die internationale Verteilung dieser Elemen-
te unter steuerlichen Aspekten gestalten. Spielt z.B. die Lohn-
summe eine große Rolle, wird man nicht nur die lohninten-
siven Abteilungen des Konzerns in Niedrigsteuerländer ver-
legen, sondern auch versuchen, einen möglichst großen An-
teil der gesamten Lohnkosten buchhalterisch im Niedrig-
steuerland anfallen zu lassen. 
Auch die Meinung der Kommission, dass sich bei diesem
Modell die Probleme von Verrechnungspreisen auflösen,
kann sich als trügerisch erweisen. Erhält z.B. der Umsatz
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ein erhebliches Gewicht in der Zerlegungsformel, besteht
ein Anreiz für die Unternehmen, die Außenumsätze mög-
lichst dort anfallen zu lassen, wo die Steuersätze niedrig sind.
Wäre der Lieferort für das Unternehmen frei wählbar, wür-
den alle Außenumsätze über den Konzernbetrieb geleitet,
der im Niedrigststeuerland liegt. Darauf können sich die Staa-
ten aber wohl kaum einlassen. Also wird man an den lie-
fernden Betrieb bestimmte Anforderungen stellen müssen,
z.B. was den Anteil an der Wertschöpfung angeht. Damit
kämen aber nolens volens wiederum Verrechnungspreise
ins Spiel. 
Die Mitgliedstaaten werden nicht nur – wie schon oben ge-
sagt – ihre Steuersätze der veränderten Bemessungs-
grundlage anpassen. Vor allem werden sie versuchen, sich
je nach Zerlegungsmaßstab als günstiger Standort für den
Einsatz von Betriebsvermögen, die Entstehung von Löhnen
und von Umsätzen zu qualifizieren. Der Steuerwettbewerb
wird sich gegenüber der heutigen Situation verstärken, weil
durch die Vereinheitlichung der Bemessungsgrundlage
Unterschiede in den effektiven Steuersätzen wesentlich
transparenter werden. Soweit nämlich heute die Unter-
schiede der effektiven Steuersätze durch verschieden de-
finierte Bemessungsgrundlagen bestimmt sind, sind sie
für die Unternehmen teilweise nur schwer zu erkennen und
teilweise nur spekulativ einzuschätzen. Dies liegt u.a. dar-
an, weil zum Zeitpunkt der Investitionsplanung und Stand-
ortentscheidung kaum vorhersehbar ist, welche Gestal-
tungsmöglichkeiten eines nationalen Steuerrechts für das
Unternehmen später relevant sein werden. Im künftigen Sys-
tem würden sich die nationalen Steuerbelastungen nur noch
als Folge unterschiedlicher tarifärer Steuersätze unter-
scheiden.
Die Verschärfung des Wettbewerbs kann dazu führen, dass
sich die Staaten – in einer Art ruinösen Wettbewerbs – in
den Steuersätzen herunterkonkurrieren, eine Entwicklung,
die vielfach dem Regime des Quellenlandprinzips zuge-
schrieben wird. Es gibt aber auch gute Gründe dafür, dass
es nicht dazu kommt. Zum einen verursacht die Zuwande-
rung von Unternehmen auch volkswirtschaftliche Kosten,
die ein rational handelnder Staat bei seiner Besteuerung be-
rücksichtigen wird. Zum anderen ist eine Nichtbesteuerung
von Unternehmensgewinnen auch verteilungs- oder gesell-
schaftspolitisch kaum vermittelbar. Es ist daher auch nach
den Regeln des »stilisierten Quellenlandprinzips« damit zu
rechnen, dass die Staaten Unternehmensgewinne besteu-
ern, soweit dies die von ihnen gebotenen Standortbedin-
gungen erlauben. Allerdings kommt auch dabei der Zerle-
gungsformel erhebliche Bedeutung zu. Besitzt die Lohn-
summe ein wesentliches Gewicht, diskriminiert eine ver-
gleichsweise hohe nationale Körperschaftsteuer bei euro-
päischen Konzernen nicht eigentlich gegen die nationale Ge-
winnerzielung, sondern die nationale Lohnsumme. Das mag
die politischen Fronten verkehren. 
Ohne Frage verlangt die Vereinheitlichung der Bemes-
sungsgrundlagen nicht nur ein hohes Maß an Vorbereitun-
gen und Vorstellungsvermögen, sondern vor allem die ent-
sprechende Bereitschaft der Mitgliedstaaten. (Die von der
Kommission für möglich gehaltene Lösung, dass zunächst
nur einige europäische Mitgliedstaaten ihre körperschaft-
steuerliche Bemessungsgrundlage vereinheitlichen, würde
neue Steuergrenzen in Europa schaffen.) Manche Mitglied-
staaten mögen dies als herben Autonomieverlust empfin-
den. Gerade die Bestimmung der Bemessungsgrundlage
nutzen ja viele Staaten auch zur Setzung von Steueranrei-
zen. Es ist aber an der Zeit, dass auch in der Unterneh-
mensbesteuerung das europäische Interesse Vorrang vor
den nationalen Egoismen gewinnt. 
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Die Vorschläge sind positiv zu bewerten
Die im Oktober des vergangenen Jahres erschienene Stu-
die der Europäischen Kommission zur Unternehmensbe-
steuerung war mit Spannung erwartet worden. Nicht zuletzt
deshalb, weil ihr zentrales Anliegen, eine einheitliche kon-
solidierte Bemessungsgrundlage für die Körperschaftsteu-
er, den erneuten Anlauf zur Verwirklichung einer Zielset-
zung bildet, die seit über 25 Jahren im Visier der Kommis-
sionspolitik steht. Basierend auf mehreren Studien, insbe-
sondere auf dem Neumark-Bericht von 1962 und auf dem
Tempel-Berichtvon 1970, hatte diese Zielsetzung der Kom-
mission bereits im Jahre 1975 in einem Richtlinienvorschlag
zur Harmonisierung der Körperschaftsteuer und der Quel-
lensteuer auf Dividenden konkrete Gestalt gefunden. Die-
ser Vorschlag konnte jedoch gegen die auf ihre nationale
Besteuerungs- und Ertragshoheit bedachten Mitgliedstaa-
ten nicht durchgesetzt werden. Gemeinschaftsrechtlicher
Ausdruck dieser steuerpolitischen Sensibilität ist bis heute
das Fehlen einer spezifischen Gemeinschaftskompetenz auf
dem Gebiet der direkten Steuern; Rechtsangleichungs-
maßnahmen auf diesem Gebiet sind deshalb nur unter den
Voraussetzungen der Generalklausel des Art. 94 EG und un-
ter der Bedingung der Einstimmigkeit möglich. Obwohl auf
dieser Grundlage im Jahre 1990 sowohl die Mutter-Tochter-
Richtlinie als auch die Fusionsrichtlinie erlassen werden konn-
ten, wurden die Konsequenzen einer fehlenden Spezial-
kompetenz auf dem Gebiet der direkten Steuern bereits
bei dem Versuch deutlich, den vergleichsweise »harmlosen«
Vorschlag einer Richtlinie zur Einführung eines Schiedsver-
fahrens auf dem Gebiet der Verrechnungspreisgestaltung
durchzusetzen. Dass anstelle der vorgeschlagenen Richtli-
nie im Jahre 1990 »nur« ein mit dem Richtlinienvorschlag
inhaltsgleiches multilaterales Abkommen zwischen den Mit-
gliedstaaten abgeschlossen wurde, hatte seinen Grund al-
lein darin, dass eine Rechtsprechungskompetenz des Ge-
richtshofs der Europäischen Gemeinschaften von den Mit-
gliedstaaten nicht gewollt war. Verständlich war deshalb auch
die Zurückhaltung der Kommission auf die im Jahre 1992
unterbreiteten Vorschläge der von ihr eingesetzten Ruding-
Kommission, die weitreichende, zeitlich abgestufte Emp-
fehlungen zur Harmonisierung der Körperschaftsteuersys-
teme und zur Beseitigung der Doppelbesteuerung innerhalb
der Gemeinschaft gegeben hatte. Neben das Fehlen einer
spezifischen Kompetenz auf dem Gebiet der direkten Steu-
ern trat als zusätzliche Ursache für weitere Zurückhaltung
auf dem Gebiet der direkten Steuern im Jahre 1992 die
Verankerung des Subsidiaritätsprinzips im EG-Vertrag. An
Stelle einer auf Harmonisierung der Körperschaftsteuer-
systeme gerichteten Politik wurde deshalb eine Politik des
Wettbewerbs der Steuersysteme von der EG-Kommission
favorisiert. Deutlich wurde diese neue Politik im Bericht der
EG-Kommission über die Verbesserung der steuerlichen
Rahmenbedingungen für kleine und mittlere Unternehmen
aus dem Jahre 1994. Darin vertrat die Kommission den
Standpunkt, dass sich ein gemeinschaftliches Vorgehen an-
gesichts der Bedeutung des Steuerwesens für die Souve-
ränität der Mitgliedstaaten und des Grundsatzes der Sub-
sidiarität auf das für das Funktionieren des Binnenmarktes
unerlässliche Mindestmaß beschränken sollte. Auch in ih-
rem Binnenmarktbericht vom Juni 1995 blieb die Kommis-
sion zurückhaltend, obwohl sie deutlich feststellen konnte,
dass das in den Mitgliedstaaten geltende Steuerrecht ein
ordnungsgemäßes Funktionieren des Binnenmarktes noch
immer erschwert. Andererseits zeichnet sich aber bereits in
diesem Bericht eine Abwendung von der Politik des Wett-
bewerbs der Steuersysteme ab. In dem Diskussionspapier
überSteuern in der Europäischen Unionvom 20.März 1996
wird der Steuerwettbewerbgar zur zentralen Sorge der EG-
Kommission. Dabei geht es aber offenbar (noch) nicht, zu-
mindest nicht primär, um einen Wettbewerb zwischen den
Mitgliedstaaten, sondern um Steuerwettbewerb durch Ver-
lagerung der Besteuerungsgrundlagen in andere Länderund
um Flucht in die Schattenwirtschaft. Genau besehen, ist
die Verbindung zwischen diesem, als »Steuerschwund« be-
zeichnetem Phänomen und einem Steuerwettbewerb zwi-
schen den Mitgliedstaaten aber doch relativ eng, weil die
Verlagerung der Besteuerungsgrundlage in andere Länder
auf Unterschiede zwischen den tatsächlichen Steuersät-
zen und die Verlagerung auf den Schwarzmarkt auf das
absolute Niveau dieser Steuersätze zurückgeführt wird. In
diesem Befund kommt die große Diskrepanz zwischen ei-
nem lauteren Wettbewerb als Schlüsselelement des Binnen-
markts und den negativen Haushaltsfolgen, die mit der Li-
beralisierung verbunden sein können, deutlich zum Aus-
druck. Zusätzlicher Druck auf das Steuerwesen resultiert
nach Ansicht der EG-Kommission daraus, dass über die So-
zialversicherungssysteme eine immer älter werdende Be-
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völkerung und die zunehmende Arbeitslosigkeit finanziert
werden müsse. 
Der Code of Conduct
In der Folgezeit erwächst aus alledem ein steuerpolitischer
Zielkonflikt zwischen der angestrebten Mobilität der wirt-
schaftlichen Ressourcen im Binnenmarkt und großer Sorge
der Mitgliedstaaten um ihre Steuereinnahmen. Dieser Ziel-
konflikt ist nicht zuletzt deshalb sehr vielschichtig, weil die
mit den neuen Kommunikationstechnologien verbundene
Globalisierung im Finanzsektor zu einer größeren grenz-
überschreitenden Mobilität geführt hat als im Bereich der we-
niger mobilen Besteuerungsgrundlage Arbeit. Der von der
EG-Kommission im Oktober 1996 vorgelegte Bericht über
die Entwicklung der Steuersysteme greift die in dem Dis-
kussionspapier angesprochene Problematik des Steuer-
wettbewerbs auf und ergänzt diese Problematik um einen
wichtigen Aspekt. Ging es in dem Diskussionspapier primär
um Steuerwettbewerb durch Verlagerung von Besteue-
rungsgrundlagen in andere Länder, d.h. um haushalts-
schädliche Aktivitäten des Steuerpflichtigen, so wird jetzt,
d.h. im Bericht über die Entwicklung der Steuersysteme,
die Gefahr eines »unfairen oder schädlichen Wettstreits der
Staaten um Steuereinnahmen aus international mobilen Tä-
tigkeiten« betont. Wichtige Folge dieser Sorge ist die am
1. Dezember 1997 vom Rat der EG-Finanzminister verab-
schiedete Entschließung über einen Verhaltenskodex für die
Unternehmensbesteuerung, die das Ziel verfolgt, den schäd-
lichen Steuerwettbewerb in der Europäischen Union zu be-
kämpfen. In diesem Code of Conduct verpflichten sich die
Mitgliedstaaten, keine neuen Maßnahmen zu treffen, die steu-
erschädlich u.a. in dem Sinne sind, dass sie, gemessen an
dem üblicherweise in dem betreffenden Mitgliedstaat gel-
tenden Besteuerungsniveau eine deutlich niedrigere Effek-
tivbesteuerung einschließlich einer Nullbesteuerung bewir-
ken. Der Code of Conductist Bestandteil eines Maßnahmen-
bzw. Steuerpakets zur Bekämpfung des schädlichen Steu-
erwettbewerbs, das dem Rat in Form einer Mitteilung der
EG-Kommission bereits am 1. Oktober 1997 unterbreitet
worden war. Als weitere Bestandteile dieses Steuerpakets
waren neben dem Code of Conduct vorgesehen:
• Maßnahmen zur Beseitigung von Verzerrungen bei der
Besteuerung von Kapitalerträgen,
• Maßnahmen zur Abschaffung der Quellensteuer auf
grenzübergreifende Zahlungen von Zinsen und Lizenz-
gebühren zwischen Unternehmen,
• Maßnahmen zur Beseitigung erheblicher Verzerrungen
bei den indirekten Steuern.
Die im Code of Conduct vorgesehene Expertengruppe, hat
unter dem Vorsitz von Frau Primarolo mehrere Berichte vor-
gelegt, zuletzt den vom November 1999. Es wurden darin
zwar insgesamt 66 steuerliche Regelungen der Mitglied-
staaten als schädlich eingestuft, doch lassen sich daraus
keine Sanktionsfolgen ableiten. Das liegt neben wenig kon-
kreten Bewertungskriterien darin begründet, dass der
Code of Conduct keine Rechtspflichten für die Mitglied-
staaten statuiert.
Neben den Bemühungen der EG-Kommission steht seit dem
Beginn der neunziger Jahre eine Rechtsprechung des Ge-
richtshofs der Europäischen Gemeinschaften, die zu einer
völlig unvorhergesehenen Einwirkung der nicht steuerspe-
zifisch formulierten Grundfreiheiten auf das Recht der di-
rekten Steuern geführt hat. Dies gilt zum einen für die in
Art. 39EG gewährleistete Arbeitnehmerfreizügigkeit, auf die
der Gerichtshof ein sehr striktes Verbot der Diskriminierung
von beschränkt steuerpflichtigen Steuerausländern, insbe-
sondere Wanderarbeitnehmern bzw. Grenzgängern, gegen-
über unbeschränkt steuerpflichtigen Steuerinländern ab-
geleitet hat. Diese Rechtsprechung hat zu weitreichenden
Änderungen des innerstaatlichen Steuerrechts der Mit-
gliedstaaten geführt. Neben diesen Einwirkungen der Grund-
freiheiten auf die Besteuerung der natürlichen Person ste-
hen mit stark zunehmender Bedeutung die Einwirkungen,
die sich aus der Rechtsprechung des EuGH aus der Nieder-
lassungsfreiheit (Art. 43 EG) für die Unternehmensbesteue-
rung ergeben. Besonders hervorzuheben ist insoweit die aus
der Niederlassungsfreiheit abgeleitete Verpflichtung, Be-
triebstätten eines ausländischen Unternehmens nicht mit
steuerlichen Nachteilen zu belasten, die für inländische Unter-
nehmen nicht bestehen. Diese Verpflichtung ergibt sich auch
aus den Diskriminierungsverboten der Doppelbesteue-
rungsabkommen, doch wurde der Zusammenhang zwi-
schen den abkommensrechtlichen und den europarecht-




Es ist nicht übertrieben, in dieser Rechtsprechung des EuGH
eine gewisse Kompensation der fehlenden Gemeinschafts-
kompetenz auf dem Gebiet der direkten Steuern zu sehen.
Indes darf dieser Befund nicht unkritisch aufgenommen wer-
den, weil auch die Diskriminierungsverbote nicht darüber
hinweghelfen, dass der Gemeinschaft keine spezifische
Kompetenz auf dem Gebiet der direkten Steuern gegeben
ist. Damit verbunden ist auch ein Mangel an Bewertungs-
kriterien, der in der Rechtsprechung des EuGH in dem Maß
offenkundig wird, in dem der EuGH die primär gleichheits-
rechtlich konzipierten Diskriminierungsverbote als freiheits-
rechtlich wirkende Beschränkungsverbote interpretiert.
Die geschilderte Entwicklung spiegelt einen steuerpolitischen
Zielkonflikt, der die Annahme begründet, dass auch die neue
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Initiative der EU-Kommission nur geringe Realisierungs-
chancen hat. Vereinfacht ausgedrückt besteht dieser Ziel-
konflikt im Gegensatz zwischen dem Interesse der Mit-
gliedstaaten am Schutz ihres Steueraufkommens einerseits
und den auf die Verwirklichung des Binnenmarkts gerichte-
ten Grundfreiheiten andererseits. Für den Hauptgegenstand
der neuen Vorschläge der EG-Kommission, nämlich für die
Besteuerung multinationaler Unternehmen resultieren zu-
sätzliche Schwierigkeiten daraus, dass die wirtschaftliche
Einheit des Konzerns weder im Zivilrecht noch im Steuer-
recht anerkannt wird. Dies hat eine »isolierende Betrach-
tungsweise« der einzelnen Konzerngesellschaften zur Fol-
ge, die als Folge des konzerntypischen Verbunds über Lan-
desgrenzen hinweg durch die Einwirkungen mehrerer Steu-
errechtsordnungen verstärkt wird. Obwohl die daraus re-
sultierenden Probleme auch im Zusammenhang mit dem
protektionistisch wirkenden Außensteuergesetz gesehen
werden, besteht, zumindest seitens der Bundesregierung,
keine Bereitschaft, diese »isolierende Betrachtungsweise«
aufzugeben. Vielmehr betont die Bundesregierung in ihrem
Bericht zur Fortentwicklung der Unternehmensteuerreform
vom vergangenen Jahr, dass Ausnahmen von der sub-
jektsbezogenen Besteuerung nur bei sachlich gebotener Be-
gründung in engen Grenzen zulässig sind. Im wohltuend
deutlichen Kontrast dazu steht zwar die Hauptzielsetzung
des neuen Kommissionspapiers, nämlich die Schaffung ei-
ner einheitlichen konsolidierten Bemessungsgrundlage für
die Unternehmensbesteuerung, doch hat diese Zielsetzung
angesichts der fehlenden Gemeinschaftskompetenz auf dem
Gebiet der direkten Steuern gegenwärtig nur sehr geringe
Realisierungschancen. Es ist deshalb zwar wichtig, aber im
Ergebnis leider müßig, darüber zu diskutieren, ob dieser Vor-
schlag mehr in Richtung einer Homestate Taxationoder mehr
in Richtung auf eine Common Base Taxation entfaltet wer-
den sollte. 
Auch Steuerneutralität, ein weiteres grundlegend allgemei-
nes Ziel der neuen Kommissionsvorschläge, kann es letzt-
lich nur in einem Binnenmarkt geben, der aber ohne weit-
reichende Harmonisierung der nationalen Steuersysteme
Illusion bleiben muss. Aus diesem Grund ist es sehr begrü-
ßenswert, dass die neuen Kommissionsvorschläge nicht nur
Fernziele enthalten, sondern dass sie auch auf eine behut-
same Fortentwicklung des Bestehenden gerichtet sind. Da-
zu gehört u.a. eine Verbesserung der bereits erlassenen
Richtlinien, wobei gerade im Hinblick auf die Fusionsrichtli-
nie ganz erhebliche Umsetzungsdefizite bestehen, die auch
für das deutsche Steuerrecht die Frage deutlich aufwerfen,
weshalb die Kommission insoweit noch kein Vertragsver-
letzungsverfahren eingeleitet hat. Dazu gehören auch An-
strengungen, das alte Thema des konzerninternen Verlust-
ausgleichs über die Grenze nicht aus dem Blick zu lassen,
die Verrechnungspreisproblematik nicht nur materiellrecht-
lich, sondern auch verfahrensrechtlich zu entzerren, die Pro-
bleme des elektronischen Handels im internationalen Kon-
text, d.h. unter Einbeziehung von Drittstaaten zu lösen, Maß-
nahmen gegen den schädlichen Steuerwettbewerb im Sin-
ne des Code of Conduct auf entsprechende Arbeiten der
OECD in diesem Bereich abzustimmen und die Vorschrif-
ten des EG-Vertrags gegen unzulässige staatliche Beihilfe-
regelnsteuerrechtlich aufzuarbeiten. Nicht zuletzt gerät auch
das bislang gemeinschaftsrechtlich sehr stark vernachläs-
sigte Recht der Doppelbesteuerungsabkommen in das Blick-
feld der EU-Kommission. Zum neuen Programm gehören
eine bessere Koordinierung der innergemeinschaftlichen
Doppelbesteuerungsabkommen mit Drittstaaten, die Ein-
führung eines verbindlichen Schlichtungsverfahrens für Aus-
legungs- und Anwendungsprobleme und, langfristig, eine
EU-Version des OECD-Musterabkommens und des dazu
gehörenden Kommentars, beides abgestimmt auf die spe-
zifischen Erfordernisse der Mitgliedschaft in der EU. Auch
ein multilaterales europäischen Doppelbesteuerungsab-
kommen wird angedacht. 
Alles in allem sind die neuen Vorschläge der EU-Kommis-
sion positiv zu bewerten. Kritik gebührt jedoch den Rah-
menbedingungen für die Verwirklichung, allem anderen vor-
an dem Fehlen einer spezifischen Gemeinschaftskompetenz
auf dem Gebiet der direkten Steuern.
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Das Kommissionsgutachten zur 
Unternehmensbesteuerung:
Mehr Fragen als Antworten
Anders als im Bereich der indirekten Besteuerung müssen
im Bereich der direkten Steuern alle EU-Maßnahmen ein-
stimmig von den Mitgliedsländern verabschiedet werden.
Diese Anforderung an das Maß der Übereinstimmung hat
bislang in Europa bei der Besteuerung von Unternehmen
nur eine sehr begrenzte Zahl erfolgreicher Koordinierungs-
bemühungen zugelassen. So dürfen nach der Mutter-Toch-
ter-Richtlinie Dividenden, die in der EU zwischen rechtlich
selbständigen Konzernteilen gezahlt werden, keiner Quel-
lenbesteuerung unterworfen werden. Die Richtlinie zur Bil-
dung von Unternehmenszusammenschlüssen sorgt dafür,
dass solche Zusammenschlüsse nicht an den steuerlichen
Wirkungen einer Offenlegung versteckter Reserven schei-
tern müssen. Das europäische Schiedsgerichtsverfahren
schließlich zwingt Regierungen, die sich über die Richtig-
keit der von einem Unternehmen verwandten internen Ver-
rechnungspreise streiten, zu einer einheitlichen Regelung zu
kommen. Eine Doppelbesteuerungen grenzüberschreiten-
der Transaktionen wird so vermieden. 
Diese Regelungen beinhalten wichtige Fortschritte innerhalb
der EU. Gemessen an dem Harmonisierungsgrad der Kör-
perschaftsteuer, wie wir ihn innerhalb der einzelnen Natio-
nalstaaten kennen, ist das in der EU Erreichte bescheiden.
Es gibt weder eine gemeinsame Definition der Steuerbe-
messungsgrundlage, noch einen einheitlichen Satz. Und ob-
wohl es in der Vergangenheit in der EG an Vorschlägen und
Kommissionsgutachten für eine Vereinheitlichung nicht ge-
mangelt hat, differieren selbst die Körperschaftsteuersyste-
me deutlich. Ausgeschüttete Gewinne werden immer noch
anders behandelt, je nachdem ob sie beispielsweise von
einer französischen Unternehmung an einen französischen
oder portugiesischen Haushalt gezahlt werden. 
Vor diesem Hintergrund hat der Ministerrat im Herbst 1998
die Kommission beauftragt, eine umfassende Studie über
Verzerrungen und Investitionshindernisse bei der Besteue-
rung europäischer Unternehmen zu erstellen. Der von der
Kommission in Zusammenarbeit mit zwei Expertengrup-
pen erstellte Bericht liegt seit 23. Oktober nun als offizielles
»Working Paper« der Kommission vor. Auf mehr als 400 Sei-
ten leistet die Studie eine beeindruckende und wertvolle Be-
standsaufnahme der steuerlichen Regelungen für europäi-
sche Unternehmen. 
In seinem Mandat von 1998 für die neue Studie hatte der
Ministerrat zwei Maßgaben betont. Zum einen stellt das Man-
dat klar, dass ein »fairer« Steuerwettbewerb – was immer
darunter zu verstehen ist – durchaus vereinbar mit einer steu-
erpolitischen Kooperation in Europa sei. Zum anderen wur-
de vom Ministerrat betont, dass eine Harmonisierung der
Steuersätze keinerlei Priorität bei der steuerpolitischen Ko-
operation in Europa besitzt. 
Insbesondere diese zweite Maßgabe stürzt die Verfasser des
Reports in ein gewisses Dilemma. Auf der einen Seite er-
weist sich in den Steuersimulationen des Gutachtens eine
Harmonisierung der Körperschaftsteuersätze als das effek-
tivste Mittel um steuerinduzierte Verzerrungen in den Inves-
titionsanreizen zu vermindern. In der Studie wird gar her-
ausgearbeitet, dass eine alleinige Harmonisierung der Be-
messungsgrundlage ohne Angleichung der Sätze zu zu-
sätzlichen Friktionen führt. Auf der anderen Seite müssen
die Vorschläge zur Weiterentwicklung der europäischen Be-
steuerung aufgrund der Aufgabenstellung ohne eine sol-
che Harmonisierung der Steuersätze auskommen. 
Folgerichtig argumentiert das Gutachten bei seinen Vor-
schlägen zu einer (Teil-) Harmonisierung der Bemessungs-
grundlage auch nicht damit, dass dies zu einer Angleichung
der Kapitalkosten für europäische Investitionen und damit
mehr Investitionsneutralität führt. Statt dessen begründet
das Gutachten den Handlungsbedarf mit den Kosten, die
daraus entstehen, dass sich ein EU-weit agierendes Unter-
nehmen mit 15 verschiedenen Systemen zur Berechnung
des steuerlichen Gewinns befassen muss. Als potentielle
Maßnahmen, um diese Kosten zu senken, werden vier Al-
ternativen diskutiert, denen alle gemeinsam ist, dass sie für
europaweit agierende Unternehmen eine einheitliche Be-
rechnungsmethode des steuerlichen Gewinns ermöglichen. 
1. Heimatlandbesteuerung (Home State Taxation). Nach
diesem Prinzip können Unternehmen bei der Berech-
nung der Gewinne von Tochterunternehmen jenes Steu-
errecht unterstellen, das im Heimatland der Mutterge-
sellschaft Anwendung findet. Damit wird es der franzö-
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sischen Tochter einer deutschen Unternehmung mög-
lich, ihre Gewinne nach deutschem Recht zu berechnen.
Umgekehrt kann eine deutsche Tochter eines französi-
schen Konzerns ihre Gewinne nach französischem Recht
berechnen. Eine Voraussetzung für die Anwendung der
Heimatlandbesteuerung wäre die gegenseitige Aner-
kennung der Steuersysteme durch die beteiligten Län-
der (Heimatland der Konzernmutter und Gastländer der
Tochtergesellschaften).
2. System der konsolidierten Steuerbemessungsgrundla-
ge (Common (Consolidated) Tax Base). Die Idee dieses
Verfahrens ist es, zusätzlich zu den 15 nationalen Steu-
ersystemen ein europaweites Verfahren für die Berech-
nung der körperschaftsteuerlichen Gewinne einzuführen.
Unternehmen, die in mehreren EU-Ländern tätig sind,
würden ein Optionsrecht erhalten, ihre Gewinne in allen
Ländern nach diesem einheitlichen System zu berech-
nen. Zuständig für die Kontrolle wäre jeweils das Fi-
nanzamt im Wohnsitzland der Muttergesellschaft. 
3. EU Körperschaftsteuer (European Union Company In-
come Taxation). Anders als im System der konsolidier-
ten Steuerbemessungsgrundlage hätte eine EU Körper-
schaftsteuer zur Folge, dass die Steuer von einer EU Ad-
ministration erhoben würde. Das System wäre für die
Unternehmen verpflichtend und nicht optional. 
4. Als vierte Alternative diskutiert das Gutachten eine Har-
monisierung der Steuerbemessungsgrundlage der Kör-
perschaftsteuer (Single Compulsory Harmonised Tax
Base). Sie entspräche der üblichen Praxis der EU, na-
tionale Regelungen über EU-Richtlinien zu harmonisie-
ren. Eine europäische Behörde bzw. eine Steuereinnah-
me der EU wäre dadurch nicht impliziert. Auch rein na-
tionale Körperschaften würden zwangsweise dieser Har-
monisierung unterworfen. 
Allen Vorschlägen des Kommissionsgutachtens gemein ist,
dass bei der Aufteilung des konsolidierten Gewinns einer
Unternehmensgruppe auf die beteiligten Mitgliedstaaten ein
Zuteilungsschlüssel erforderlich würde bzw. vom Gutachten
empfohlen wird. Dieser Schlüssel könnte sich an Größen wie
dem Umsatz, der Beschäftigtenzahl, der Lohnsumme, dem
Betriebsvermögen, etc. orientieren. Ein ähnliches Verfahren
wird beispielsweise innerhalb der USA oder Kanada zur Auf-
teilung der Steuerbemessungsgrundlage auf die einzelnen
Bundesstaaten verwendet. In allen vorgeschlagenen Sys-
temen bliebe es dem einzelnen Mitgliedstaat vorbehalten,
auf den so errechneten Anteil an der Bemessungsgrundla-
ge seinen eigenen Steuersatz anzuwenden. 
Durch die europaweite Ermittlung des Gewinns mit an-
schließender Aufschlüsselung entfiele nicht nur der Aufwand
steuerlich nach 15 verschiedenen Systemen zu bilanzieren.
Auch die Notwendigkeit, den Gewinn durch konzerninter-
ne Verrechnungspreise zu allozieren, was bislang zu zahl-
reichen administrativen Problemen und strategischen An-
reizen für Unternehmen und Regierungen führt, erübrigt sich.
Gleichzeitig wird automatisch erreicht, dass Verluste eines
Unternehmensteils mit Gewinnen aus anderen Unterneh-
mensteilen grenzüberschreitend verrechnet werden können. 
Die Lösung für dieses Problem ist aber nicht kostenlos zu
haben. Sie wird mit verschiedenen neuen Problemen und
offenen Fragen erkauft. Als erstes stellt sich die Frage nach
den Formeln, mit denen der gesamteuropäische Gewinn
einer Unternehmensgruppe auf die beteiligten Länder zu ver-
teilen ist. Je nach verwendeter Formel ändert sich die Ver-
teilung des Steueraufkommens erheblich. Zum Beispiel wür-
de eine Regel, die die Lohnsumme als Meßlatte nimmt, Steu-
eraufkommen von Niedrig- zu Hochlohnländern umvertei-
len. Die Erfahrung mit der Weiterentwicklung der europäi-
schen Mehrwertsteuer zeigt, dass bereits mäßig begründete
Befürchtungen eines Aufkommensverlustes den Reformei-
fer der Nationalstaaten erlahmen lassen. 
Die Schlüsselung nach der Lohnsumme hat auch Rückwir-
kungen auf den Arbeitsmarkt. Erhöht ein Unternehmen in
Land A die Zahl der Arbeiter, wird ein Teil der Bemes-
sungsgrundlage der Körperschaftsteuer von anderen Län-
dern nach A verlegt. Ist in Land A der Körperschaftsteuer-
satz überdurchschnittlich hoch, so führt die erhöhte Ar-
beitsnachfrage in A zu einer erhöhten Körperschaftsteuer-
belastung des gesamten Konzerns, ohne dass die Gewin-
ne auch nur um einen Euro gestiegen wären. Der Faktor
Arbeit wird auf einmal auch durch die Körperschaftsteuer
belastet. Dies dürfte die Gewerkschaften in Ländern mit
hohen Unternehmensteuersätzen zu natürlichen Gegnern
einer Aufschlüsselung der Körperschaftsteuer nach der
Lohnsumme machen.
Wählt man anstatt der Lohnsumme den Anteil des Umsat-
zes am Gesamtumsatz als Schlüsselgröße, würde hingegen
das Ziel unterlaufen, die Verteilung des steuerlichen Gewinns
von, zum Teil arbiträren, unternehmensinternen Verrech-
nungspreisen unabhängig zu machen. Ein Hauptgrund für
die Verwendung eines Zuteilungsschlüssels entfiele. 
Für das Investitionsklima in Hochsteuerländern könnte es
stark nachteilig sein, wenn man das Betriebsvermögen als
Schlüsselgröße verwendet. Zwar wird die marginale Inves-
tition in einem Hochsteuerland dadurch entlastet, dass die
steuerlichen Erträge nicht nur dem Hochsteuerland sondern
auch den Niedrigsteuerländern zugeschrieben werden. Auf
der anderen Seite hat die zusätzliche Investition aus der Sicht
eines europäischen Konzerns auch zur Folge, dass ein hö-
herer Anteil der intramarginalen Gewinne dem höheren Steu-
ersatz unterworfen werden muss, weil der Anteil des Be-
triebsvermögens im Hochsteuerland durch die dortige In-
vestition steigt. Dies für sich wirkt zusätzlich diskriminie-
rend auf Investitionen in Hochsteuerländern. Umgekehrt kön-
nen sich sogar Investitionen in Niedrigsteuerländer rentie-
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ren, die nicht einmal den Marktzins erwirtschaften, weil durch
die Investition die Durchschnittssteuersatz des Konzerns nä-
her an den Satz des Niedrigsteuerlandes herangeführt wird.
Als Ergebnis einer formalen Analyse zeigt sich, dass bei
formelmäßiger Aufteilung der Bemessungsgrundlage in der
Tat ein stärkerer Steuerwettbewerb mit niedrigeren Steuer-
sätzen erwartet werden darf als bei der herkömmlichen Be-
steuerungspraxis (Gordon und Wilson 1986). Hochsteuer-
länder gerieten dadurch verstärkt unter Druck.
Verschärft wird das Problem des Steuerwettbewerbs noch,
wenn man die einheitliche Steuerbemessungsgrundlage
für Unternehmen durch das oben beschriebene Heimat-
landprinzip herstellen würde. Jedes einzelne Heimatland hät-
te dann einen Anreiz nicht nur den Steuersatz abzusenken,
sondern auch die Bemessungsgrundlage schmäler zu ge-
stalten. Die resultierenden Steuerausfälle würden wesent-
lich durch die europäischen Partnerländer mitgetragen, die
auf die identische Bemessungsgrundlage zugreifen. Den
Konzernen mit Sitz im Inland könnte somit auf Kosten an-
derer Regierungen ein Steuervorteil verschafft werden. 
Es mag sein, dass die strategischen Effekte im Steuerwett-
bewerb, die von der Verwendung von Zuteilungsschlüsseln
ausgehen, alles andere als erschöpfend erforscht sind. Dies
heißt aber nicht, dass deswegen der Steuerwettbewerb ein-
fach in der Analyse ignoriert werden sollte, wie dies im Gut-
achten – zugegebenermaßen in Übereinstimmung mit dem
Mandat des Ministerrats – getan wurde. Daran ändert auch
nichts, dass Länder wie Kanada und die USA seit Jahr-
zehnten mit solchen Aufteilungsschlüsseln leidlich zurecht
gekommen sind. Anders als in der EU sorgt dort ein natio-
nal einheitlicher Körperschaftsteuersatz auf Bundesebene
dafür, dass regionale Steuerdifferenzen eng begrenzt sind. 
Insgesamt muss das umfangreiche Papier der Kommission
mit seinen zahlreichen offenen Fragen als eine Einladung
an die Steuerwissenschaften interpretiert werden, diese Fra-
gen eines Übergangs zu einem Aufteilungsschlüssel für die
Körperschaftsteuer sowie einer einheitlichen Bemessungs-
grundlage verstärkt zum Thema der aktuellen Forschung
zu machen. Schon allein der Vorschlag von vier alternati-
ven Systemen macht dies deutlich. Die Aspekte des Steu-
erwettbewerbs bei dieser Forschung zu ignorieren, wäre ein
Fehler. 
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